KOPIE

GRÜNDUNGSVERTRAG ÜBER DIE GRÜNDUNG DER GESCHLOSSENEN AKTIENGESELLSCHAFT

INTERNATIONELLE FINANZINDUSTRIELLE GESELLSCHAFT

“_____________________”








Kaliningrad,
den __ Mai 200__
1. VERTRAGSGEGENSTAND

1.1. Die Gesellschaft “__________”, registriert in ____________, London SW1Y5HZ, UK, 03.09.200_ unter № _______, Auffindungsort _________, London SW1Y5HZ, UK, vertreten durch Direktoren Herrn _____________________________;

Der Staatsbürger Herr _____________, Inlandspass ________, erteilt am 04.11.200_ durch die Abteilung für Innere Angelegenheiten des Innenamtes im Kreis Selenograd, Moskau, registriert in Moskau, Verwaltungskreis Selenograd, Gebäude №1121, Wohnung 271;       

Der Staatsbürger Herr __________________, Inlandspass ___________, erteilt am 26.06.200_, registirert 236010 Kaliningrad ___________, Haus №__, Wohnung __;
Der Staatsbürger _______________________, Inlandspass ___________, erteilt am 05.06.200_, registirert in Moskau ____________________________, Haus №__, Gebäude __, Wohnung __;

Der Staatsbürger _______________________, Inlandspass ___________, erteilt am 26.10.200_, registirert in Moskauer Gebiet, Lobnja, Bezirk Mytischi, ___________, Haus №__, Wohnung ___;

haben sich verständigt die geschlossene Aktiengesellschaft “Internationelle finanzindustrielle Gesellschaft “_____________________” (im folgenden “Gesellschaft” genannt)  entsprechend Zivilgesetzbuch der Russischen Föderation auf Grund des Gesetzes der Russischen Föderation “Über Aktiengesellschaften” zu gründen.

1.2. Die Teilnehmer verpflichten sich die Organisationskosten gemäβ Ziffer 5.2. anteilmäßig den einzulösenden Aktien aufzubringen.

2. GEGENSTAND UND ZWECKE DER TÄTIGKEIT DER GESELLSCHAFT

2.1. Kaufmännische Tätigkeit ist die Grundtätigkeit der Gesellschaft. Die Einzelheiten  über den Gegenstand und die Zwecke der Tätigkeit werden durch die Satzung der Gesellschaft erläutert.

2.2. Die Tätigkeit der Gesellschaft beschränkt sich nicht ausschliesslich auf die Aktivitäten, die in der Satzung genannten werden. Die Gesellschaft ist berechtigt alle Aktivitäten vorzunehmen, die der gültigen Gesetzgebung nicht widersprechen.

2.3. Die Geschäfte, die auβerhalb der Statutentätigkeit der Gesellschaft betrieben werden und daneben nicht gesetzwidrig sind, werden für gültig  erklärt. 
3. BEZEICHNUNG UND AUFFINDUNG DER GESELLSCHAFT

3.1. Die volle Firmenbezeichnung der Gesellschaft auf der russischen Sprache ist: Закрытое акционерное общество «МЕЖДУНАРОДНАЯ ФИНАНСОВО-ПРОМЫШЛЕННАЯ КОМПАНИЯ «__________________» (die geschlossene Aktiengesellschaft “Internationelle finanzindustrielle Gesellschaft “______________”). 
Die abgekürzte Firmenbezeichnung der Gesellschaft auf der russischen Sprache ist: ЗАО ___________________.
3.1.1. Die volle Firmenbezeichnung der Gesellschaft auf der englischen Sprache ist: International Financial Industrial Company “_________________” Closed Corporation.
3.1.2. Die abgekürzte Bezeichnung auf der englischen Sprache ist: IFIC “___________” Сс.

3.2. Die Gesellschaft hat seinen Sitz in ___________________________________________.
4. RECHTSSTATUS DER GESELLSCHAFT

4.1. Die Rechtsform der Gesellschaft ist die geschlossene Aktiengesellschaft.

4.2. Die Gesellschaft erwirbt Rechte einer juristischen Person seit Moment der staatlichen Anmeldung.

4.3. Das Vermögen, das als Ergebnis der Einlagen der Gründer (Aktionäre) geschaffen wurde gehört der Gesellschaft als ihr Eigenbesitz entsprechend der gültigen Gesetzgebung. Darunter wurden auch verstanden sowohl die Geldmittel, die als Bezahlung gegen Aktien eingegangen sind, als auch das Eigentum, das im Zuge der wirtschaftlichen Tätigkeit von der Gesellschaft hergestellt und angeschafft wurde.

4.4. Die Rechte und Verpflichtungen der Gründer (Aktionäre) gegenüber der Gesellschaft werden durch den Vertrag, die Satzung der Gesellschaft und die geltende Gesetzgebung bestimmt.

5. GRUNDKAPITAL

5.1. Das Grundkapital der Gesellschaft setzt ein Mindestvermögensmaβ fest, genügend um Interessen seiner Kreditoren zu garantieren und beträgt insgesamt ___________ (______) Rubel. Das Grundkapital wurde im Moment der Gründung in gewöhnliche Rektaaktien in Menge von ______ (_______) Stück mit Wert je ______ (_______) Rubel geteilt.

5.2. Im Moment der Gründung werden die Aktien wie folgt verteilt:

Die Gesellschaft “________________” – 30 (dreiβig) Aktien in Höhe von ____________ (____________) Rubel, was beträgt 30% des Grundkapitals;

Der Staatsbürger  _____________ – 46 Aktien in Höhe von _____ (_____________) Rubel, was beträgt 46% des Grundkapitals;

Der Staatsbürger ______________ – 10 Aktien in Höhe von _____ (_____________) Rubel, was beträgt 10% des Grundkapitals;

Der Staatsbürger ______________ – 4 Aktien in Höhe von _____ (_____________) Rubel, was beträgt 4% des Grundkapitals;

Der Staatsbürger _______________ – 10 Aktien in Höhe von ______ (_____________) Rubel, was beträgt 10% des Grundkapitals;

Insgesamt 100 (ein Hundert) Aktien in Höhe von ________ (_______________) Rubel, was beträgt 100% des Grundkapitals.

Das Grundkapital wird durch folgende Einlagen der Aktionäre gebildet:

Die Gesellschaft “_______________” zahlt seinen Anteil des Grundkapitals mit Geldmitteln in Höhe von ___________ (___________) Rubel vollständig ein;
Der Staatsbürger Herr  _____________ zahlt seinen Anteil des Grundkapitals mit Geldmitteln in Höhe von _______ (_________) Rubel vollständig ein;

Der Staatsbürger ________________ zahlt seinen Anteil des Grundkapitals mit Geldmitteln in Höhe von _______ (________) Rubel vollständig ein;

Der Staatsbürger _________________ zahlt seinen Anteil des Grundkapitals mit Geldmitteln in Höhe von _____ (________)  Rubel vollständig ein;

Der Staatsbürger ________________ zahlt seinen Anteil des Grundkapitals mit Geldmitteln in Höhe von ______ (_______) Rubel vollständig ein;

Das Grundkapital muβ im Moment der Registrierung auf 50% eingezahlt werden mit nachfolgender vollständiger Begleichung innerhalb des Jahres.

5.3. Die Anzahl der Stimme, über welche ein Aktionär verfügt ist der Anzahl der von ihm vollständig bezahlten gewöhnlichen Aktien gleich.

5.4. Die Aktionäre werden der Einzahlung der Aktien nicht erlassen, worunter sich auch die Erlassung dieser Verpflichtung durch Aufrechnung der Forderungen von Aktionären an die Gesellschaft verstanden wird.

5.5. Die Ordnung der Änderung des Grundkapitals sowie das Übergabeverfahren von Aktien an dritte Personen wird durch die Satzung der Gesellschaft bestimmt.

5.6. Die Gesellschaft hat Recht die Vorzugsaktien zu emittieren, welcher Anteil im Gesamtvolumen des Grundkapitals 25% nicht überschreiten darf. Soll über die Emission und Placierung der Vorzugsaktien entschieden werden, so ist die Gesellschaft somit verpflichtet entsprechende  Änderungen in seine konstituirenden Dokumente vorzunehmen.

Die Gesellschaft ist berechtigt, Obligationen und andere von Rechtsakten der Russischen Föderation über Wertschriften vorgesehene Wertpapiere zu placieren.

5.7. Über Placierung der Wertpapiere wird durch die Aktionärhauptversammlung entschieden.

6. DIE VERWALTUNGSVERFAHREN DER GESELLSCHAFT

6.1. Das Verwaltungsverfahren der Gesellschaft, die Verwaltungsstruktur, das Bildungsverfaren der Kontrollorgane sowie Befugnisse der Verwaltungs- und Kontrollorgane werden durch die Satzung bestimmt.

6.2. Die Gründer (Aktionäre) nehmen  gemäβ Satzung und geltender Gesetzgebung an die Gesellschaftsleitung teil. Die Gründer (Aktionäre) sind nicht berechtigt sich in die verwaltenden und exekutiven Funktionen der Verwaltungsorgane der Gesellschaft einzumischen, d.h. verbindliche Weisungen über Geschäftsabschlusse, über die Berufung und Kündigung der Angestellten zu geben, wenn solche Befugnisse an Aktionäre durch gültige Gesetzgebung und durch die Satzung der Gesellschaft nicht eingeräumt worden sind.
7. FINANZWIRTSCHAFTLICHE TÄTIGKEIT

7.1. Die finanzwirtschaftliche Tätigkeit der Gesellschaft wird in der von der geltenden Gesetzgebung und von der Satzung der Gesellschaft festgelegten Ordnung ausgeübt. Die Dienstpersonen, die zum Amt ordnungsgemäβ ernannt (gewählt) wurden, tragen in ihrer Kompetenz die Verantwortung für die Effektivität und Gesetzmäßigkeit der Gesellschaftshandlungen.

8. KONTROLLE, ERFASSUNG UND BERICHTSWESEN

8.1.  Um sein Kontrollrecht ausüben zu können, ist jeder Teilnehmer berechtigt, die Informationen und Auskünfte über jegliche Fragen einzuholen, die mit der Gesellschaftshandlungen zusammenhängen. Die Formen der Kontrolle, der Erfassung und der Berichterstattung werden durch die Satzung der Gesellschaft, die geltende Gestzgebung und die Beschluβfassung der Aktionärhauptversammlung bestimmt.

9. VERTRAULICHKEIT

9.1. Der Umfang der Informationen, die zur Verbreitung beschränkt sind, wird durch die Aktionärhauptversammlung  bestimmt im Umfang und Ordnung wie sie so in der Satzung und in der geltenden Gesetzgebung festgelegt sind.

9.2. Jeder der Teilnehmer ist  verpflichtet die Informationen, die gemäβ Punkt 9.1 vorliegenden Vertrages als vertraulich anerkannt worden sind, nichtt zu verletzen.

9.3. Sowohl die Verbreitung der vertraulichen Informationen an die dritten Personen, als auch die Veröffentlichung oder jegliche andere Verletzung derjenigen im Zuge der 3 Jahre nach dem Erlöschen dieses Vertrages darf nur in jener Ordnung ereignen, welche durch die Aktionärhauptversammlung bestimmt wird.

10. HÖHERE GEWALT

10.1. Die Teilnehmer werden von der teilweisen oder vollständigen Wahrnehmung der Pflichten gemäβ diesem Vertrag freigestellt, falls die Nichttleistung der Verpflichtungen sich aus höherer Gewalt ergeben hat die nach dem Vertragsabschluβ erstanden war und die der Teilnehmer durch vernunftsmäβige Maβnahmen weder voraussehen noch abwenden konnte. Zu den Umständen der höheren Gewalt zählen jene Ereignisse auf die der Teilnehmer keinen Einfluss ausüben kann und für die Entstehung welcher von ihm keine Verantwortung getragen wird, z.B. Erdbeben, Hochwasser, Streik, Regierungsverordnungen oder Anordnungen der Staatsorgane.

10.2. Der Teilnehmer, der auf die Umstände der höheren Gewalt verweist, ist verpflichtet andere Teilnehmer über den Eintritt dieser Umstände in schriftlicher Form zu informieren, wobei eine Beurkundung nach Forderung anderer Teilnehmer vorgelegt werden muβ.

10.3. Der Teilnehmer, der wegen höherer Gewalt vertragliche Verpflichtungen nicht wahrnehmen kann, wird sich höсhst bemühen, um die Folgen der Nichterfüllung seiner Verpflichtungen auszugleichen.

11. STREITFÄLLE

11.1. Die Teilnehmer werden sich bemühen alle Uneinigkeiten und Streite, die anläβlich des Vertrages, in Zusammenhang mit dem Vertrag oder infolge des Vertrages entstehen, auf dem Verhandlungswege zu lösen.

11.2. Über die Streite und Uneinigkeiten werden gerichtlich entschieden, falls sie auf dem Verhandlungswege nicht gelöst werden können. 

12. INKRAFTTRETTEN

12.1. Der vorliegende Vertrag tritt in Kraft seit Moment seiner Unterschreibung von allen den Teilnehmern.

13. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

13.1. Die Teilnehmer können ihre Rechte und Verpflichtungen, die aus dem vorliegenden Vertrag folgen den dritten Personen nach schriftlicher Einwilligung anderer Teilnehmer überlassen.

13.2. Soll eine der Bestimmungen des Vertrages infolge Veränderungen in der Gesetzgebung oder anderer Gründe auβer Kraft treten, so sei das keine Ursache der Aussetzung anderer Vertragsbestimmungen. Die ungültige Bestimmung ist durch eine andere, gesetzmässige und sinnverwandte Bestimmung zu ersetzten.

13.3. Es gelten die Bestimmungen der Gesellschaftssatzung, falls die Bestimmungen des Vertrages der Satzung der Gesellschaft widersprechen,.









Die Unterschriften der Gründer 

